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Europ awahl Laurenz Meyer: 

Regierung moralisch 

Für ein Europa der am Ende 

Demokratie und Freiheit Seite 7 

^'t einem Bekenntnis zur für den Weltfrieden zu über- Dokumentation 

europäischen Einigung und 
2ur deutsch-französischen 

nehmen.   Der   Irak-Konflikt 

habe  gezeigt, dass  Europa 
Rapid Response zur 

Kundschaft ist die CDU nur dann den Anspruch dar- 
Rede von Bundeskanzler 

ln den  Europawahlkampf auf erheben könne, Einfluss Schröder beim 

gestartet. auf weltpolitische Entwick- SPD-Wahlkampfauftakt 

Auf   der   Auftaktveran- lungen zu nehmen, wenn die zur Europawahl 

staltung in Saarbrücken hat europäischen Staaten unter- Innenteil 
^ngela Merkel die Europäer einander einig seien. Da dies 
aufgerufen, Verantwortung in der Irak-Frage 
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nicht der Fall gewesen sei, 
müssten die Staats- und Re- 
gierungschefs jetzt Lehren 
aus dieser Krise ziehen. Eu- 
ropa „darf sich nicht auf ei- 
nen Logenplatz zurückzie- 
hen und von dort aus das 
Weltgeschehen kommentie- 
ren", betonte die CDU-Vor- 
sitzende. 

In ihrer Rede verwies 
Angela Merkel darauf, dass 
Deutschlands Wirtschafts- 
kraft eine wichtige Rolle da- 
bei spielen könnte, Europa 
binnen zehn Jahren zur 
stärksten Wachstumsregion 
der Welt zu machen. Kanzler 

Schröder habe es jedoch 
aufgegeben, die Probleme 

des Landes „ernsthaft lösen 
zu wollen". Bei Schröder, Fi- 
scher, Clement und Eichel 
müssten die Bürger mit al- 
lem rechnen, wie zuletzt die 
Diskussion um den Sparer- 
freibetrag gezeigt habe. 
Deutschland habe sich zu ei- 
nem „Experimentierfeld für 
nicht ausgetragene Konflik- 
te in der Sozialdemokratie" 

entwickelt, kritisierte die 
CDU-Vorsitzende. Nur aus 
diesem Grund gebe es die 
Diskussion über eine Ausbil- 
dungsplatzabgabe.   Anstatt 

Alain )uppe, Vorsitzender der franz. Regierungspartei UMP, Angela Merkel und Helmut Kohl 
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zukunftsfähige Berufsbilder 
2u fördern, werde jetzt 
selbst der Steinkohleberg- 
bau von Rot-Grün gezwun- 
gen, sieben Prozent der 

Schulabgänger auszubilden. 
Zugleich machte Angela 

Merkel deutlich, dass eine 
unionsgeführte Bundesre- 
gierung Deutschland besser 
regieren würde. Dies bewei- 
se ein Blick auf die CDU-re- 
gierten Bundesländer. So 
habe das Saarland unter Mi- 
n'sterpräsident Peter Mül- 
'er eine überaus positive 
Entwicklung durchlaufen 
und sich vom 11. auf den 5. 
platz im Ranking der Bun- 
desländer hochgearbeitet, 
hierzu habe die solide Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik 
der Regierung Müller ent- 
scheidend beigetragen. Die 
P'SA-Studie zeige, wie un- 
terschiedlich sich das Lei- 
stungsniveau der Schüler in 
den neuen Bundesländern 
seit der Wiedervereinigung 
entwickelt habe. Während 
die unionsgeführten Länder 
Achsen und Thüringen die 

'ätze drei und vier erreicht 
hatten, liege Mecklenburg- 
v°rpommern an 13. und 
Brandenburg nur an 15. 
Stelle. 

In der Zuwanderungsde- 
batte stellte sich Merkel hin- 
ter den Verhandlungsführer 

der Union, Saarlands Mini- 
sterpräsidenten  Peter Mül- 
er- Die Vorsitzende hob her- 

vor, dass Zuwanderung im- 
mer im Kontext mit Sicher- 
heitsfragen diskutiert wer- 
den müsse. Merkel versi- 
cherte, die Union sei bereit, 
wieder zu verhandeln. Die 
rot-grüne Koalition müsse 
aber erst einmal ihre inter- 
nen Differenzen lösen. An 
die Adresse der Grünen sag- 
te Merkel, wer gegen Si- 
cherungsmaßnahmen bei 
Terrorverdächtigen sei, die 
nicht abgeschoben werden 
können, der habe die Bedro- 
hung der heutigen Zeit nicht 
verstanden. 

Dem Beitrittswunsch der 

Türkei in die Europäische 
Union erteilte die CDU- 
Vorsitzende erneut eine 
Absage. Mit der franzö- 
sischen UMP sei sich die 
Union einig, dass der Türkei 
stattdessen eine Privilegier- 
te Partnerschaft angeboten 
werden soll. 

Laurenz Meyer 

Wenn eine Partei in 
Deutschland die Bezeich- 
nung „Europapartei" ver- 

dient, dann die Union. Dies 
wurde gleich bei der Be- 
grüßung der 2000 Gäste 
durch den Generalsekretär 
der CDU Deutschlands, Lau- 
renz Meyer, deutlich. Wäh- 
rend die rot-grüne Bundes- 
regierung den Stabilitäts- 
pakt   ruiniere   und   Europa 

mit nationalen Alleingän- 
gen spalte, kämpfe die CDU 
für einen guten europä- 
ischen Verfassungsvertrag, 
für einen stabilen Euro, für 
Wirtschaftswachstum und 
Arbeitsplätze in Deutsch- 

land und Europa. 
Die Erweiterung der Eu- 

ropäischen Union sei für die 

Union ein Grund der Freude 
gewesen. Schließlich habe 
die Union jahrzehntelang 
für die Vision eines verein- 
ten Europas in Frieden und 
Freiheit gekämpft. In die- 
sem Zusammenhang be- 
grüßte Laurenz Meyer einen 
„großen Europäer", dessen 
Name wie kein zweiter in 

Deutschland mit Europa ver- 
bunden sei: Bundeskanzler 

Helmut Kohl. Sein Mut und 
seine Entschlossenheit hät- 
ten die europäische Integra- 
tion unumkehrbar gemacht. 

Jetzt gelte es, die erwei- 
terte Union zu festigen und 
zu vertiefen. Nur ein hand- 
lungsfähiges Europa könne 
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auch ein erfolgreiches und 
akzeptiertes Europa sein. 

In der Diskussion um ei- 
nen Beitritt der Türkei in die 
EU verwies Laurenz Meyer 
auf das Angebot einer Privi- 
legierten Partnerschaft an 
die Türkei. Mit dieser Positi- 
on wisse die Union die 
Mehrheit der Bevölkerung 
in Deutschland auf ihrer Sei- 
te, zeigte sich der General- 
sekretär überzeugt. 

„Wir brauchen eine erst- 
klassige deutsche Politik in 
und für Europa", rief der Ge- 
neralsekretär den Men- 
schen zu. Eine Politik, die 
solide, berechenbar und zu- 
kunftsweisend sei. In die- 
sem Zusammenhang erin- 
nerte Meyer an die beson- 
ders chaotische Politik der 
rot-grünen Regierungsko- 
alition in den letzten Wo- 
chen. 

Deutschland habe gute 
Aussichten, seine Wachs- 
tumschancen in Europa zu 
nutzen - wenn die Politik 
stimme. Im Gegensatz zu 
Rot-Grün überzeuge die 
Union mit den besseren 
Köpfen und Konzepten. Das 
zeige auch die erfolgreiche 
Politik der CDU im Saarland. 
Unter Peter Müller habe das 
Saarland zu einer beein- 
druckenden Aufholjagd an- 
gesetzt. Die Regierungsbi- 
lanz von Peter Müller mit 
40.000 neu geschaffenen 
Arbeitsplätzen zeige: „Nicht 

nur das Saarland braucht 
eine starke CDU, sondern 
ganz Deutschland und Euro- 
pa!" Deshalb werde die CDU 
weiter für ihre besseren 
Konzepte werben, kündigte 
Meyer an und rief die Partei 
auf, um jede Stimme für die 
CDU bei der Europawahl zu 
kämpfen. 

Helmut Kohl 

In seiner Rede forderte 
der frühere Bundeskanzler 
Helmut Kohl die Menschen 
auf, sich stets der Grundidee 
des „Hauses Europa" be- 
wusst zu sein: „Alles, was 
wir mit Blick auf die Öko- 
nomie und andere Poli- 
tikfelder tun müssen, war 
umsonst, wenn wir keinen 
Frieden haben", sagte Kohl. 

Nie wieder dürfe es „Solda- 
tengräber in Europa geben", 
bekräftigte der Ehrenbürger 

Europas. Jetzt nach der Er- 
weiterung um zehn neue 
Mitgliedstaaten müsse am 
Haus Europa weitergebaut 
werden, forderte Kohl. Das 
Haus benötige ein „solides 
Fundament" und müsse groß 
genug sein, damit „alle Völ- 
ker Europas darin einen Platz 
finden". Weiter sagte der 
frühere Bundeskanzler, bis- 

lang habe jede Erweite- 
rungsrunde auch Probleme 
mit sich gebracht. Deshalb 

sei es umso wichtiger, mit 

„Respekt und Geduld" zu- 
sammenzufinden. Schließ- 
lich brauche die Integration 

so vieler neuer Staaten ihre 
Zeit. Skeptikern, die den 
Zuzug neuer Arbeitskräfte 
oder Nachteile beim Handel 

fürchten, sagte Helmut Kohl, 
Europa könne nicht warten, 
bis Deutschland seine Haus- 
aufgaben gemacht habe: 
„Wir müssen aufhören, in 
dieser wehleidigen Form un- 
sere Probleme auf andere 

abzuladen". 
Nachdrücklich forderte 

der Altbundeskanzler die 
EU-Bürger auf, am 13. Juni 
von ihrem Wahlrecht Ge- 
brauch zu machen. Die Men- 
schen müssten mit ihrer 

Stimmabgabe deutlich ma- 
chen, dass sie „Ja sagen zum 
Europäischen Parlament"- 
Denn nur mit einer hohen 
Unterstützung könne die 
Volksvertretung ihre wich- 
tige Aufgabe wahrnehmen 

und Europa zu einem „de- 

mokratischen Gesicht" ver- 
helfen. 
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Hans-Gert Pöttering 

Ein erweitertes und zu- 
gleich friedliches Europa sei 
das wichtigste Ziel der eu- 
r°päischen Einigung, beton- 
te der Spitzenkandidat der 
CDU für die Europawahl, 
Hans-Gert Pöttering. 

Dass nun auch Staaten 
des ehemaligen Warschauer 
pakts der europäischen Fa- 
milie angehörten, hätte sich 
noch vor wenigen Jahren 
keiner vorstellen können. 
»Diese Vision, dieser Traum 
eines friedlichen und freien 
Europa ist Wirklichkeit ge- 
worden", sagte Pöttering, 
der auch Vorsitzender der 
EVP-ED-Fraktion im Europäi- 
schen Parlament ist. 

Nicht nur die neuen Mit- 
8'iedstaaten könnten von 
den alten lernen, betonte er. 
•Mir können auch von ihnen 
,ernen, die sie 50Jahre unter 
dem Kommunismus gelitten 
haben. Wenn wir gemein- 
sam lernen, dann hat die Eu- 
r°Päische Union eine Zu- 
kunft." Mit seiner unlängst 

Sendeten Reise durch die 
neuen Mitgliedstaaten setz- 
te Pöttering selbst ein Zei- 
len der Verständigung. 

In der Festigung der er- 
weiterten Gemeinschaft 
dachte Pöttering eine wich- 
se Aufgabe für die kom- 
menden Jahre aus. Dazu 
gehöre die Verabschiedung 

der europäischen Verfassung 
- einer „Grundlage des Zu- 
sammenlebens der euro- 
päischen Völker". Bedeut- 
sam sei, dass das „christliche 
Erbe Europas Eingang in die 
Verfassung finde". Diese For- 
derung aufrecht zu erhalten 
- selbst wenn sie vielleicht 

keine Mehrheit finden könn- 
te - sei ein wichtiges Zei- 
chen. „Hier müssen wir Flag- 
ge zeigen." Mit scharfen 
Worten kritisierte Pöttering 
die Schuldenpolitik der rot- 
grünen Bundesregierung. Im 
kommenden Jahr werde die 
Regierung Schröder aller 

Voraussicht nach zum vier- 
ten Mal in Folge das Maa- 
strichter Stabilitätskriterium 

verletzen. Dies sei ein Ar- 
mutszeugnis für die größte 
Volkswirtschaft in Europa. 

Auch in der EVP-ED-Frak- 
tion habe sich seit der Erwei- 
terung viel verändert, sagte 
der Europapolitiker. Mit der 
Erweiterung der Europäi- 
schen Union seien 62 neue 
Kollegen hinzugekommen - 

jetzt zähle die Fraktion 294 
Abgeordnete. Dank der gut- 
en und kooperativen Zu- 
sammenarbeit werde aber 
auch die größere und noch 
vielfältigere EVP-ED-Frak- 
tion eine gewichtige Stim- 
me in Europa bleiben. 

Peter Müller 

Saarlands Ministerpräsi- 
dent Peter Müller verdeut- 
lichte in seiner Rede die Posi- 
tion der Union in der aktuel- 
len Diskussion um das Zu- 

wanderungsgesetz. Der Ver- 
handlungsführer der Union 
in den Zuwanderungsver- 
handlungen bekräftigte, dass 

die Union weitere Gespräche 
von einer abgestimmten Po- 

sition der rot-grünen Bun- 
desregierung abhängig ma- 
che. Der saarländische Gast- 
geber sagte: „Ohne erkenn- 
baren Sicherheitsgewinn wä- 
re es nicht verantwortlich, 
ein Zuwanderungsgesetz zu 
beschließen." 
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Steuerschätzung 

EVP-ED-Fraktion 

Stabilitäts- und Wachstumspakt 
verbietet weitere Schuldenaufnahme 

Der Vorsitzende der EVP- 
ED-Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering, hat die 
Bundesregierung ange- 
sichts des weiter steigen- 
den deutschen Haushalts- 
defizits eindringlich vor 
der Aufnahme zusätzlicher 

Schulden gewarnt. 
Der Spitzenkandidat der 

CDU für die Europawahlen 
wies in diesem Zusammen- 
hang andauernde Versuche 
der rot-grünen Bundesre- 
gierung zurück, den Stabi- 
litäts- und Wachstumspakt 
zu „modifizieren" und damit 
faktisch zu beerdigen. 

Der Stabilitäts- und 
Wachtumspakt sei gelten 
des Recht, im Rahmen der 
EU-Verträge und als solcher 
einzuhalten. Der Pakt habe 
zudem wesentlich zur Stei- 
gerung der Haushaltsdiszi- 
plin in der Europäischen 
Union und damit zur Schaf- 
fung einer stabilen gemein- 
samen Währung beigetra- 
gen. Pöttering erinnerte 
daran, dass der Stabilitäts- 
pakt auch deshalb in die EU- 
Verträge aufgenommen 
worden sei, weil sich die 
Keynessche Wirtschafts- 
theorie vom  „deficit-spen- 

Hans-Gert Pöttering 

ding" als Allheilmittel in 
Konjunkturkrisen bereits in 
den Siebziger Jahren des 
vergangenen Jahrhunderts 
als nachweislich falsch er- 
wiesen habe. 

„Wir haben  in  denjeni 
gen EU-Mitgliedstaaten mit 
den größten Defiziten und 

insbesondere   in   Deutsch 
land ein Ausgaben- und vor 

allem ein Wettbewerbspro- 
blem. Versuche, den Pakt 
für diese strukturellen Defi- 
zite verantwortlich zu ma- 
chen, werden auch durch 
permanente Wiederholun- 
gen nicht glaubwürdiger", 

sagte Pöttering. Dies zeige 
sich schon daran, dass 
Deutschland immer weiter 
im Schuldensumpf versinke 

und auch 200r> zum dann 
vierten Mal in Folge die De- 
fizitobergrenze von drei 
Prozent verletzen werde. 
„Eine zusätzlicht? Erhöhung 
der Neuverschuldung zum 
Stopfen neuer Haushalts- 
löcher würde diese Spirale 

nur weiter nach unten trei- 
ben. Deshalb führt an der 
Haushaltskonsolidierung 
kein Weg vorbei', betonte 

Pöttering abschließend. 

HINTERGRUND: STEUERSCHATZUNG 

Der seit 1955 bestehende 
Arbeitskreis „Steuerschät- 
zungen" besteht aus Exper- 
ten von Bund und Ländern, 
Forschungsinstituten, Wirt- 
schaftweisen, kommunalen 
Spitzenverbänden, Bundes- 
bank und Statistischem Bun- 
desamt. Zwei Mal im Jahr 
prognostizieren     sie     die 

Steuereinnahmen für die öf- 
fentliche Hand. Jeweils im 
Mai steht die „große Steuer- 
schätzung" an. Dabei geht 
es um den mittelfristigen 

Zeitraum. Auf Basis von 
Wirtschaftsprognosen wer- 
den die Etats von Bund, Län- 
dern und Gemeinden für das 
jeweilige Folgejahr erstellt. 
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Laurenz Meyer: 

Regierung moralisch am Ende 
Die Steuerschätzung zeigt: 
Eichels Luftblasen-Haus- 
halt ist endgültig geplatzt. 
Noch nie hat in Deutschland 
ein Finanzminister die Öf- 

fentlichkeit so getäuscht 
Wie Hans Eichel. Schrö- 
ders Kassenwart hat jetzt 
schriftlich, dass er wider 
besseres Wissen die Ausga- 
ben zu niedrig und die Ein- 
nahmen zu hoch angesetzt 
nat. Die Luftblasen, die im 
Haushalt 2004 eingebaut 
waren, sind mit der Steuer- 

schätzung geplatzt. 
Der Bundesfinanzmini- 

ster hat voriges Jahr mit Vor- 
satz den Haushalt manipu- 
'•ert. Wir haben ihn in den 

^aushaltsberatungen im vo- 
rigen Jahr öffentlich auf rund 
20 Milliarden Luftbuchungen 
lrTl Haushalt hingewiesen, 
die uns dieses Jahr eine Kata- 

strophe bescheren werden. 
Seitdem stand die Über- 

schreitung des Drei-Prozent- 
Kriteriums fest. 

Wir erleben die Fortset- 
zung des Niedergangs dieser 

Bundesregierung. Hans Ei- 
chel trägt nur noch das vor, 
Was ihm der Schattenkanzler 
Müntefering in den Sprech- 
2ettel diktiert hat. Diese Poli- 
** von Rot-Grün macht 
Deutschland ärmer und ist in 
erster Linie eine Politik ge- 

Nichts als heiße Luft: 
Die rot-grüne Haushaltspolitik. 

gen sozial Schwache in unse- 
rem Land. Denn jedes Dre- 
hen an der Verschuldungs- 
schraube ist eine zukünftige 
Steuererhöhung. 

Schröders Regierung fehlt 
jede Orientierung - sie han- 
delt völlig prinzipienlos. Da- 
mit untergräbt ausgerechnet 
Deutschland den Stabilität- 
spakt und gefährdet die 
Geldwertstabilität des Euro. 
Das Defizitverfahren gegen 
Deutschland wurde ausge- 
setzt, weil Eichel für 2005 
ein Einhalten der Kriterien 

versprochen hatte - davon 
kann jetzt keine Rede mehr 
sein. Das schlechte Beispiel 
Deutschland führt inzwi- 
schen dahin, dass immer 
mehr Länder in der EU ihre 
Anstrengung der Haushalts- 
konsolidierung   aufgeben. 

Und die Bundesbank sieht 
inzwischen die Stabilität des 
Euro in Gefahr. 

Wir fordern die sofortige 
Haushaltssperre und einen 
Kassensturz mit Offenlegung 
aller Risiken. Der Schlüssel 
zur Sanierung des Bundes- 
haushalts ist mehr Arbeit. 
Nur eine Politik für Wachs- 
tum und Beschäftigung mit 
den von uns vorgeschlagenen 
Maßnahmen für Flexibilisie- 
rungen am Arbeitsmarkt, Re- 
formen bei Sozialversiche- 
rungen und Steuern kann ei- 
ne Umkehr bringen. Die 
schnellste Lösung allerdings 
wäre ein Abtreten der Regie- 
rung Schröder. Denn die Steu- 
erschätzung ist der letzte Be- 
leg: Die rot-grüne Bundesre- 
gierung ist finanziell, geistig 
und moralisch am Ende. 
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Aus den Ländern 

Schleswig- Holstei n 

Carstensen Spitzenkandidat 
Peter Harry Carstensen ist 

der Spitzenkandidat für die 
Landtagswahien im nächs- 
ten Jahr im nördlichsten 

Bundesland. 
Auf der Landesvertreter- 

versammlung in Norderstedt 
stimmten 98,4 Prozent der 
Delegierte für den Landes- 
vorsitzenden. Damit wird 
Carstensen am 20. Februar 
Herausforderer von Minister- 
präsidentin Heide Simonis. 
Auf die Plätze wählten die 
Delegierten den Vorsitzen- 
den der Landtagsfraktion Mar- 

tin Kayenburg, die Umwelt- 
politikerin Herlich Marie Tod- 
sen-Reese, den Leiter der Pro- 

Peter Harry Carstensen 

gramm-Kommission Johann 
Wadephul sowie der Wahl- 
kampfmanager Klaus Schlie. 

Zu Beginn des Parteitages 
hatte Carstensen in einer 
Grundsatzrede die 16-jährige 

Regierungszeit der Sozialde- 
mokraten kritisiert. Das Land 
habe unter der SPD eine fata- 
le Entwicklung genommen. 
Schleswig-Holstein sei das 
Land mit dem höchsten 
Schuldenberg Deutschlands. 
„Die politische Verantwor- 
tung hat Ministerpräsidentin 
Heide Simonis", rief Carsten- 
sen unter dem Beifall des Par- 
teitages aus. Er wolle als Mi- 
nisterpräsident von Schles- 
wig-Holstein „an die großen 
Zeiten von Kai-Uwe von Has- 
sel, Helmut Lemke, Gerhard 
Stoltenberg und Uwe Bar- 
schel anknüpfen", sagte der 
Bundestagsabgeordnete. 

NRW: EUROPA BEGINNT IN DEN SCHULEN 

Die Landtagsfraktion in 
Nordrhein-Westfalen hat 
die SPD-Landesregierung 
aufgefordert; ein umfas- 
sendes Programm für die 
Stärkung der europäischen 
Dimension in der Schulbil- 
dung zu entwickeln. 

„Das Europa der Bürger 
beginnt in den Schulen", 
sagte die europapolitische 
Sprecherin der CDU-Frakti- 
on, llka Keller, anlässlich ei- 
nes Fachgesprächs der 
CDU-Landtagsfraktion. Es 
komme darauf an, dass alle 
Schüler   in   NRW   künftig 

mehr über Europa wüssten. 
„Eine wichtige Vorausset- 
zung dafür sind gute Fremd- 
sprachenkenntnisse, aber 
auch Auslandspraktika und 
vielfältige Kontakte über in- 
ternationale Schulpartner- 
schaften", erklärte Keller. 

Deshalb setzt sich die 
CDU dafür ein, die bereits 
bestehenden Europaschu- 
len in NRW auszubauen, 
neue Europaschulen im Se- 
kundarbereich zu gründen 
und ein einheitliches Quali- 
fikationsprofil für alle Euro- 
paschulen zu schaffen. Dies 

fehle bisher in NRW im Un- 
terschied zu anderen Bun- 
desländern wie Hessen. 

„Gerade die bevorste- 
henden Europawahlen ma- 
chen deutlich, wie wichtig 
es ist, dass Europa nicht nur 
das Europa politischer Ver- 
träge, sondern vor allem 
das Europa der Menschen 
sein muss. Eine wirklich eu- 
ropäische Bildung ist zu- 
gleich die beste Vorausset- 
zung, um in Zukunft in ei- 
ner immer globaleren Welt 
beruflich erfolgreich sein zu 
können", sagte Keller. 
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Aus den Ländern 

Bremen 

Bernd Neumann im Amt bestätigt 
Bernd Neumann steht für 
zwei weitere Jahre an der 
Spitze der Bremer CDU. 
Die Delegierten des 100. 
Landesparteitages bestä- 
tigten den Bundestagsab- 
geordneten mit 95,9 Pro- 
zent in seinem Amt. 

Bernd Neumann führt 
den CDU-Landesverband be- 
reits seit fast 25 Jahren. Er 
lst damit der am längsten 
amtierende Landeschef in 
der Geschichte der CDU- 
Deutschlands. Auf Platz 
zwei folgt Wilfried Hassel- 
niann, der die CDU Nieder- 

sachsen 22 Jahre geführt 
hatte (1968-1990). Zu Neu- 
manns Stellvertretern wur- 
den mit großer Mehrheit 
der stellvertretende Regie- 
riJngschef in Bremen, Bür- 
germeister Hartmut Per- 
Schau, der Bremerhavener 
Bürgermeister Michael Tei- 

ser sowie Kulturstaatsrätin 
Elisabeth Motschmann wie- 
der gewählt. 

In seiner vor den 201 De- 
legierten mit lang anhalten- 
dem Beifall aufgenomme- 
nen kämpferischen Rede 
nahm Bernd Neumann 
hauptsächlich die Genossen 
ins Visier. Mit den Sozialde- 
mokraten an der Weser ging 
er Weniger hart ins Gericht 
a's mit dem Reformtreiben 

Bernd Neumann 

der Bundesregierung. „Am 
Ende der Legislaturperiode 
waren wir in Bremen zwölf 
Jahre in der Verantwortung, 
das hat es so lange nie gege- 

ben." Noch vor zehn Jahren 
wäre er ausgelacht worden, 
hätte er dies prognostiziert. 
Bei den Bremer Koalitions- 
verhandlungen habe man 
sich in der Bildungspolitik 
durchgesetzt, die Union ha- 
be den „Marsch in die 
Einheitsgesamtschule" ge- 
stoppt. „Allein deswegen 
hat es sich gelohnt." Die 
Union sei besser aufgestellt 

als die SPD. Man sieht sich 
so stark wie nie mit einem 
Sympathieträger Hartmut 
Perschau und kompetenten 
jungen Nachwuchssenato- 
ren. Zudem konnte die CDU 
ihre Mitgliederzahl halten, 
während die Sozialdemokra- 
ten   von   einstmals   17.000 

Mitgliedern im Lande Bre- 
men auf nur 6.000 zusam- 
menschrumpften. 

Unser Ziel: 
Stärkste Kraft 

„Unser Ziel ist es, stärk- 
ste Kraft zu werden", moti- 
vierte Bernd Neumann. Dies 
gelte für die Europawahl am 
13. Juni, für die Bundestags- 
wahl 2006 und für die Bür- 
gerschaftswahl 2007. „Die 
Hamburg-Wahl hat gezeigt, 
dass Hochburgen zu knacken 
sind", so der Parteichef. Mit 
Kampf und Glück könne 
man dies erreichen, „dann 
kann sich die SPD bei ihrem 
Tiefgang in der Opposition 
erholen." 

Erholen soll sich auch die 
Bundesregierung. „Die Uhr 
ist abgelaufen." Haufenwei- 
se gescheiterte Reformpro- 
jekte und jetzt die Idee, dass 
auch Bordelle eine Ausbil- 
dungsplatzabgabe zahlen 
sollen. „Die haben in Berlin 
nicht alle Tassen im 
Schrank", so Bernd Neu- 
mann. Als „einmaligen Akt 
der Täuschung" sieht er es, 
wenn die Zahlungen an Bre- 
men aus dem so genannten 
Kanzlerbrief nicht erfolgen 
sollten. 
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Aus den Ländern 

Landesverband  Braunschweig 

„Eine starke Region für ein starkes Europa" 
Unter diesem Slogan gab 
der Landesverband Braun- 
schweig auf seinem Partei- 
tag in Königslutter den re- 
gionalen Startschuss für 
die Europawahl. 

Mit dem unter dem glei- 
chen Motto stehenden Leit- 
antrag positioniere sich die 
CDU in der Union für den 
Wahlkampf, erklärte Hein- 
rich-Wilhelm Ronsöhr. „Wir 
sind im Herzen Europas. 
Jetzt müssen wir uns auf un- 
sere Stärken besinnen und 
sie geschlossen nach außen 
vertreten", rief der wieder 
gewählte Landesvorsitzen- 
de die Delegierten auf. Lei- 
denschaftlich brachte der 
Braunschweiger Europakan- 
didat Uwe Schäfer den An- 
trag ein. Er warb um Unter- 
stützung bis zum Wahltag 
am 13. Juni 2004. „Wir sind 
bereit für einen engagierten 
Wahlkampf. Mit Kampfes- 
lust und Argumenten sagen 
wir den Menschen: Geht zur 

Europawahl - damit die Re- 
gion Braunschweig in Straß- 
burg gestärkt wird." 

Mit einer schwungvollen 
Rede begeisterte der nie- 
dersächsische CDU-Frakti- 

onsvorsitzende David McAl- 
lister die 300 Teilnehmer 
des Landesparteitages. 
„Viel getan. Viel zu tun. Nie- 

Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 

dersachsen vor neuen Auf- 
gaben in diesem Jahr." - so 
lautete das Motto seiner 
Rede. 

Etliche Spitzen ritt der 
33-jährige gegen Sozialde- 
mokraten und Grüne, z.B. 
bei der Umsetzung der 

Agenda 2010. So zitierte 
McAllister einen Vergleich 
der aktuellen roten Bro- 
schüre der Bundesregie- 
rung mit der Mao-Fibel aus 
China und die Wirkung im 
europäischen Ausland. 

Hohes Reformtempo 

Aber auch ernste Töne 
sprach er an, als es um die 
Verschuldung des Landes 
Niedersachsen und um die 
Verwaltungsreform ging. 
Zur Abarbeitung des Koali- 
tionsvertrages und den Er- 

folgen der neuen Landtags- 
mehrheit sagte er: „Wenn 
wir mit diesem hohen Tem- 
po weiterfahren, müssen 
wir 2006 vielleicht Neuwah- 

len ansetzen." 
Als besonderer Überra- 

schungsgast erschien gegen 
Ende des Parteitages der 
Generalsekretär der Nieder- 
sachsen-CDU. Friedrich-Ot- 
to Ripke überbrachte herzli- 
che Grüße aus der großen 
Landespartei. Er bewunder- 

te die Harmonie und Ge- 
schlossenheit der Braun- 
schweiger Verbandes. Alle 
CDU-Mitglieder rief er auf, 
sich engagiert für eine hohe 
Wahlbeteiligung am 13. Juni 

einzusetzen. 

NEU GEWÄHLTER 
LANDESVORSTAND 

Landesvorsitzender: 
Heinrich-Wilhelm 
Ronsöhr, 95,7% 

Stellvertretende 
Landesvorsitzende: 
Hermann Eppers, 95,1% 

Heidemarie Mundlos, 
79,1% 
Frank Oesterhelweg, 

74,9% 

Schatzmeister: 
Carsten Müller 93,0% 
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Aus den Ländern 

Baden-Württemberg 

EU-Verfassung muss kommen 
- Brief an Kanzler Schröder - 

Der baden-württembergi- 
sche Ministerpräsident Er- 
win Teufel hat Bundes- 
kanzler Schröder aufgefor- 
dert, dafür zu sorgen, dass 
der EU-Verfassungsver- 
trag nun zügig zustande 
kommt. „Nach dem Bei- 
tritt der 10 neuen Mit- 
gliedsstaaten ist nun ein 
günstiger Zeitpunkt für 
die neue Verfassung da", 
erklärte das Mitglied des 
Präsidiums der CDU 
Deutschlands. 

In einem Schreiben an 
Bundeskanzler Schröder be 
tonte der Ministerpräsi 
dent, er hoffe, dass noch un- 
ter irischer Präsidentschaft 
eine Einigung über den Ver- 
fassungsvertrag nahe am 
Konventsentwurf zustande 

komme. Baden -Württem- 
berg werde die Verhandlun 
gen der Regierungskonfe 
renz auch weiterhin kon- 
struktiv begleiten. 

Zu Meldungen, die Bun- 
desregierung erwäge eine 
gemeinsame deutsch-fran- 
zösische Ratifizierungsstra- 
tegie hinsichtlich des künf- 
tigen Verfassungsvertrages, 
Sagte Erwin Teufel, er per- 
sönlich könne sich nicht 

Vorstellen, dass der Bundes 

rat sich in eine solche Ratifi- 

zierungsstrategie einbinden 
lassen würde. „Vielmehr ge- 
he ich davon aus, dass der 
Bundesrat auf seine ver- 
brieften Verfassungsrechte 
pochen und selbst entschei 
den wird, zu welchem Zeit- 
punkt er das Ratifizierungs- 
verfahren einleitet", so der 
Ministerpräsident. 

Aus Ländersicht wies Er- 
win Teufel gegenüber dem 
Bundeskanzler nachdrück- 
lich auf die wichtigsten Ver- 

handlungsziele der Regie- 
rungskonferenz hin. 

Ministerpräsident Erwin 
Teufel schrieb wörtlich: „Die 
Präambel des Verfassungs- 
vertrages muss einen Gott- 
esbezug enthalten und das 
christliche Erbe Europas be- 
nennen. Es ist mehr als be- 

merkenswert, wie die Frage 
des Gottesbezugs und der 
Verankerung des christli- 
chen Erbes sich zu einem 
Eckstein der Verfassungs- 
diskussion und deren Wahr- 
nehmung in der Öffentlich- 
keit entwickelt hat. Auch 
deswegen sollte die Regie- 
rungskonferenz hier zu ech- 
ten Fortschritten kommen. 

Im Hinblick auf die Geld- 
wertstabilität bitte ich Sie 
dringend, sich dafür einzu- 
setzen, dass die Bestim- 
mungen des Vertrages von 
Maastricht zur Geldwertsta- 
bilität auch im künftigen 
Verfassungsvertraj; erhal 
ten bleiben. Nach meiner 
Meinung würde das gesam 
te Projekt der künftigen Eu- 
ropäischen Union in den 
Augen der Bevölkerung dis- 
kreditiert werden, wenn die 
Stabilität des Euro in ernst- 
hafte Gefahr geriete. Die 
Stabilität des Geldwertes ist 
gerade für die unteren Ein- 
kommensschichten von ho 
her sozialer Bedeutung. Fer- 
ner müssen die gesamten 
Bestimmungen über die Un- 
abhängigkeit der Europäi- 
schen Zentralbank unverän- 
dert der bisherigen Ver- 
tragslage entsprechen." 
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Aus den Ländern 

Berlin 

In 100 Tagen auf Zukunftskurs 
Als wichtigen Schritt hin 
zu einem klaren Profil als 
stärkste Oppositionspar- 
tei hat der Vorsitzende der 
Fraktion im Berliner Ab- 
geordnetenhaus, Nicolas 
Zimmer, die Ergebnisse 
einer Fraktionsklausurta- 
gung bewertet. 

Die beschlossenen Punk- 
te stellten Bausteine für ein 
100-Tage-Programm als Al- 
ternative zur rot-roten Kon- 
zeptionslosigkeit dar, erklär- 
te der Fraktionsvorsitzende. 
„Die Berliner haben damit 
die Wahl zwischen konzep- 
tionslosem Streichen, exor- 
bitanter Neuverschuldung, 
Stagnation und Rückschritt 
bei SPD und PDS und einem 
Programm aus Aufbruch und 
Chancen bei der CDU." 

So fändet sich im Pro- 
gramm neben der Erarbei- 
tung transparenter Privati- 
sierungs- und Sanierungs- 
strategien die Einführung ei- 
nes Bürokratie-TÜVs wieder. 
Verwaltungsvorschriften 
sollten nur bei nachgewiese- 
ner Notwendigkeit erhalten 
bleiben. Dazu kämen im Be- 
reich Arbeit und Wirtschaft 
eine Neuorientierung bei der 
Weiterbildung und Wirt- 
schaftsförderung. Durch eine 
Reduktion der damit verbun- 
denen    Subventionsleistun- 

Nicoias Zimmer 

gen könne andererseits eine 
Absenkung des Gewerbe- 
steuerhebesatzes als Anreiz 
zur Ansiedlung realisiert 
werden. Darüber hinaus solle 
eine „Task Force"-Schatten- 
wirtschaft eingesetzt werden 
und die Erhaltung des Flug- 
hafens Tempelhof als City- 
Airport verfolgt werden. 

Bei den Hochschulen 
sieht das Programm die Ein- 
führung eines Stufenmo- 
dells mit sozial verträgli- 
chen Studiengebühren vor, 
wobei die Einnahmen kom- 
plett in den Hochschulen 
verblieben. Daneben werde 
es frühe Eignungsprüfun- 
gen bei den Studierenden 
geben. Die Mittelvergabe 
an die Universitäten werde 
nach Leistung und Erfolg in 
Lehre und Forschung vorge- 
nommen. Eigenverantwor- 
tung, Wettbewerb und Qua- 

litätssicherung würden zur 
Grundlage für ein schlankes 
Hochschulgesetz. 

Beim Thema Innere Si- 
cherheit unterstreicht die 
CDU ihre Ablehnung eines 
Abbaus im Polizeivollzugs- 

dienst. Ebenso müssten aus- 
gebildete Polizeianwärter in 
Anbetracht der personellen 
Situation in den Landes- 
dienst übernommen wer- 
den. Außerdem votiert die 
CDU für die Wiederein- 
führung der Schleier- und 
Rasterfahndung, die Video- 
überwachung gefährlicher 

Orte und die Aufnahme des 
Finalen Rettungsschusses in 

das Polizeigesetz. 
Die Förderung der In- 

tegration von Ausländern 

werde im Rahmen eines 
neuen Integrationsgesetzes 

insgesamt erhöht. Anderer- 
seits werde zugunsten einer 
verbesserten Integration 
dauerhaft in Deutschland 

lebender Ausländer die Ab- 
schiebung derjenigen be- 
schleunigt, die ausreise- 

pflichtig sind. 
Zimmer abschließend: 

„Unser Konzept soll Berlin 
in 100 Tagen auf Zukunfts- 

kurs bringen. Jeder Tag, an 
dem Rot-Rot in Berlin aus- 
sitzt, ist ein verlorener Tag 

für unsere Stadt." 
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Europawahl 

Deutschland kann mehr - auch in Europa 
toit ihrer Auftaktveran- 
staltung am 8. Mai in Saar- 
brücken hat die CDU 
Deutschlands die heiße 
phase des Europa-Wahl- 
kampfes eingeläutet. 

Bis zum 13. Juni werde 
d'e CDU „Angriffs- und 
Kornpetenzelemente" mit- 
e|nander kombinieren, kün- 
digte Generalsekretär Lau- 
renz Meyer bei der Vorstel- 
,ung des Kino- und des TV- 
^Pots im Sony-Center in 
ßerlin an. Die CDU sage also 
n'cht nur, dass „Rot-Grün es 
n'cht kann", sondern prä- 
sentiere gleichzeitig über- 
2eugendere Lösungen - für 
Deutschland und Europa. 

Die Europakampagne 
^'rd koordiniert mit der 
ebenfalls am 13. Juni statt- 
lr,denden Landtagswahl in 
bringen und den Kommu- 

nalwahlen. Auf diese Weise 
könnten die vorhandenen 
Kräfte optimal genutzt wer- 

en, betonte Laurenz Mey- 
er- In diesem Zusammen- 
bog unterstrich der Gene- 
ra|sekretär, dass die CDU 
Qer Europawahl eine hohe 
^deutung als Stimmungs- 
arometer beimesse. Denn 

d'e Bürger hätten am 13. Ju- 

U' bundesweit die Chance, 
°t-Grün      eine      saftige 

"Quittung" auszustellen. 
Meyer machte deutlich, 

Wirt 

Arbeitslosigkeit 

dass 
jetzt der 
Bundes- 
redner- 
einsatz 

ange- 
laufen 
sei mit 
i nsge- 
samt 58 
Einsät- 
zen bis 
zum 11. 
Juni. 
Insbesondere die Partei- 
und Fraktionsvorsitzende 
Angela Merkel werbe im 
Wahlkampf mit einem ho- 
hen persönlichen Engage- 

ment in allen Teilen der Re- 
publik für die bessere Politik 
der CDU. Ab dem 17. Mai 
startet die Fernsehwer- 
bung. Der TV-Spot wird je- 
weils 8 mal in ARD und ZDF 
ausgestrahlt sowie mehr als 
150 mal in den privaten 
Fernsehanstalten. Vom 3. 
bis 9. Juni wird der Kinospot 
auf über 500 Leinwänden 
bundesweit zu sehen sein. 
Zusätzlich werden in den 

öffentlichen-recht liehen 
Radiostationen zwei Hör- 

funkspots der CDU ausge- 
strahlt. 

Nicht nur in ihren Wahl- 
kampf-Spots, auch in ihren 
Plakatmotiven greift die 
CDU   in  der angelaufenen 

Bei Rot-Grün läuft was falsch. 

zweiten Plakatierungswelle 
den Zusammenhang zwi- 
schen geringem Wirtschafts- 
wachstum und hoher Ar- 
beitslosigkeit immer wieder 
auf. Zugleich führt sie mit 
dem Basketball-Motiv ein- 
dringlich vor Augen, dass 
„Deutschland wieder oben 
mitspielen" kann, vorausge- 
setzt die Politik steuert in 
die richtige Richtung. Dane- 
ben wird das Thema Innere 
Sicherheit im Wahlkampf 
hervorgehoben. Insgesamt 

setzt die CDU-Bundesge- 
schäftsstelle 4.000 Wessel- 
männer und über 10.000 

kommerzielle Großflächen 
in der Zeit vom 26. April bis 
zum 13. Juni ein. 

Schaltzeiten der Werbe- 
spots bei den öffentlich- 
rechtlichen Sendern: 
-> www.cdunet.de 
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Kommunalpolitische Vereinigung 

Horst Köhler zu Gast bei den 
Kommunalpolitikern 

Die Lage der Kommu- 
nen und der kommu- 
nalen Selbstverwaltung 
stand im Mittelpunkt 
eines Informationsge- 
sprächs des Kandidaten 
für das Amt des Bun- 
despräsidenten, Horst 

Köhler, bei der Kommu- 
nalpolitischen Vereini- 
gung der CDU und CSU 
Deutschlands (KPV). 

In Zeiten der Globa- 

lisierung müsse auf die 
Gemeinden, Städte und 
Kreise sowie auf die eh- 
renamtlich Tätigen in der 
kommunalen Selbstver- 
waltung eine vorrangige 
Aufmerksamkeit gelenkt 
werden, sagte Horst Köh- 
ler. Der KPV-Bundesvorsit- 
zende Peter Götz MdB, er- 
klärte, dass die Kommu- 
nalpolitiker der Union gro- 
ße Hoffnungen auf die 
Präsidentschaft von Horst 
Köhler setzen würden. 
Der ehemalige Direktor 
des Internationalen Wäh- 

rungsfonds würde durch 
intensive Kenntnisse der 
heutigen und zukünfti- 
gen Probleme der Demo- 
kratie vor Ort überzeu- 
gen. „Horst Köhlers Herz 
schlägt für die Kommu- 
nen", so Peter Götz. 

Peter Göt.! Im Gespräch mit Horst Köhler 

Steinbach 

Erika Steinbach ist mit 
großer Mehrheit in ihrem 
Amt als Präsidentin der 

Vertriebenen für weitere 
zwei Jahre bestätigt wor- 

den. 
Auf der Versammlung 

des Bundes der Vertriebe- 
nen stimmten 74 der 79 De- 
legierten für die CDU-Bun- 
destagsabgeordnete. Auch 
die Vizepräsidenten Adolf 
Fetsch, Wilhelm von Gott- 
berg, Hans-Günther Par- 
plies, Albrecht Schläger, 
Matthias Sehling und Hel- 
mut   Sauer,   Vorsitzender 

iebenen-Präsidentin 

der Ost und 
Mitteldeut- 
schen Vereini- 
gung, der Uni- 
on der Ver- 
trieben und 
Flüchtlinge in der CDU/ 
CSU, wurden wiederge- 
wählt. Erika Steinbach ist 
seit 1998 Präsidentin des 
Dachverbandes von 21 Bun- 
deslandsmannschaften und 
16 Landesverbänden und 
Landsmannschaften. Der 
Bund der Vertriebenen hat 
rund zwei Millionen Mit- 

glieder. 
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Vereinigungen 

Senioren  Union: 

Worms als ESU-Präsident wieder gewählt 
Der Ehrenvorsitzende der 
Senioren Union der CDU 
Deutschlands, Bernhard 
Worms, ist auf dem V. Kon- 
gress der Europäischen Se- 
nioren Union (ESU) für 

Weitere drei Jahre in sei- 
nem Amt als Präsident be- 
tätigt worden. 

Worms rief auf dem Kon- 
gress dazu auf, die bevor- 
stehende Osterweiterung 
der Europäischen Union 
\^U) als Chance zu begrei- 
fen: „Wir christlichen De- 
mokraten stehen für ein 
Europa in Frieden und Frei- 
heit - in der Tradition Kon- 

Bernhard Worms 

rad Adenauers und Helmut 
Kohls." In einer mit über- 
wältigender Mehrheit ver- 
abschiedeten „Bonner Er- 

klärung"  fordert  die  ESU 

von den Regierungen der 
EU-Mitgliedsstaaten, die 
„Diskriminierung Älterer im 
gesellschaftlichen Leben" 
zu bekämpfen. Zu diesen 
Formen der Diskriminie- 
rung zählt u. a. die erzwun- 
gene Frühverrentung, die 
Altersbegrenzung öffentli- 

cher Ämter sowie die Ein- 
schränkung von Beschäfti- 
gung Lebensälterer. 

Die ESU ist der Zusam- 
menschluss von 30 christ- 
lich-demokratischen und 
konservativen Seniorenor- 
ganisationen aus 19 Län- 
dern in Europa. 

rch Umlegen schafft man 
ine Ausbildungsplätze. 

Genosse Müntefering! 

UNGE UNION: FREIHEIT STATT STAATSWIRTSCHAFT 

Anlässlich der Verabschiedung des rot-grünen Ge- 
setzentwurfes zur Aus-bildungsplatzumlage hat die 
J U die Aktion gestartet „Durch Umlegen schafft man 
keine Ausbildungsplätze, Genosse Müntefering!" 

„Mit dem Ausbildungsplatzumlagegesetz be- 
schreitet Rot-Grün den Weg in die Staatswirtschaft:. 
Betriebe, die keine geeigneten Auszubildenden fin- 
den, wegen ihrer schwierigen Geschäftslage nicht 
ausbilden können oder in Branchen tätig sind, in de- 
nen es kaum Ausbildungsberufe gibt, werden mit der 
Arbeitsplatzabgabe unverschuldet zusätzlich bela- 
stet," so der JU-Bundesvorsitzende, Philipp Miß- 
felder. 

Ziel sei es, in der JU, in JU-nahen Kreisen und in der 
gesamten Bevölkerung kundzutun, wie Rot-Grün die 
knappe Bundestagsmehrheit für ideologische Fehl- 
bitte missbraucht. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Eichel fehlen 
70Mrd.€bis2007 

Erklärung anlässlich der Er- 
gebnisse der Steuerschät- 

zung: 
Die Steuerschätzer haben 

den Schätzvorschlag des 
Bundes deutlich nach unten 
korrigiert; für den Optimis- 
mus des Bundesfinanzmini- 
sters gab es bei den Institu- 
ten und der Bundesbank kei- 
ne Rückendeckung. Damit 
wird der Scherbenhaufen für 
Hans Eichel noch größer: Ge- 
genüber dem geltenden Fi- 
nanzplan muss er bis 2007 
66,7 Mrd. € Steuerausfälle 
verkraften. 

Nach drei Jahren Stagna- 
tion rechnen die Steuer- 
schätzer nur noch mit unwe- 
sentlichen Zuwächsen bei 
den Steuereinnahmen. Die 
Einnahmen bei der Lohnsteu- 
er und vor allem der Einkom- 
mensteuer liegen deutlich 
unter den bisherigen Erwar- 

tungen. Lediglich für die Ge- 
meinden ist gegenüber der 

Schätzung von vor einem 
Jahr mit Einnahmeverbesse- 
rungen zu rechnen, da die 
Gewerbesteuerumlage abge- 
senkt wurde. 

Angesichts der dümpeln- 
den Konjunktur haben alle 
Gebietskörperschaften auf 
Jahre hinaus dramatische Ein- 
nahmeausfälle - bei gleich- 
zeitig steigenden Kosten - zu 

Dietrich Austermann 

verkraften. In je- 
dem Falle ist eine 
totale Revision 
der Finanzplanung 
von Bund und 
Ländern nötig. 

Für den Bund 
ist im dritten und 

vierten Jahr mit 
neuen Rekorden 
bei steigenden neuen Schul- 
den zu rechnen. Die Neuver- 
schuldung steigt 2004 auf 
45 Mrd. € und 2005 auf 50 
Mrd. €. Die Investitionen er- 
reichen gerade die Hälfte 
dieser Beträge. 

Die Verfassung und der 
Maastrichtvertrag werden 
immer dreister gebrochen. 
Die Summe aus Sozial-, Ver- 
sorgungs-, Zins- und Perso- 
nalausgaben dürfte bald die 
Höhe der Steuereinnahmen 
erreichen. In Zukunft drückt 
vor allem das Zinsrisiko bei 
ständig steigenden Schulden 

immer stärker. 
Seit 1999 hat Eichel 190 

Mrd. neue Schulden ge- 
macht. Allein dafür fallen 
jährlich fast 10 Mrd. zusätzli- 
che Zinsen an. Was passiert, 
wenn die Zinsen steigen, 
mag man sich gar nicht vor- 
stellen. Gleichzeitig wurden 
zu Beginn des Jahres die Koh- 
lesubventionen kräftig auf- 
gestockt, obwohl der Welt- 
markt dramatisch steigende 
Kohlepreise verzeichnet. Die 
weltwirtschaftliche Entwick- 
lung brummt und die deut- 

Steffen Kampeter 

sehe Bundesregierung hat 
Watte in den Ohren. Mit 
nachhaltiger Politik hat das 
nichts zu tun! 

Die heutige Zwischenbi- 
lanz ist in der Tat eine Pleite- 
Erklärung der bisherigen Po- 
litik der letzten fünf Jahre. 
Anzeichen für eine positive 
Veränderung sind solange 
nicht erkennbar, wie nicht 
mit einem stärkeren Wachs- 
tum gerechnet werden kann. 
Das ist jedoch nur mit Struk- 
turveränderungen und nicht 
mit der „Agenda Zick-Zack' 

zu erreichen. 
Wir brauchen ein totales 

Umsteuern, eine vertrauens- 

würdige Politik, einen ehrli- 
chen Kassensturz mit Offen- 

legung aller Risiken, einen so- 
fortigen Nachtragshaushalt 
mit Haushaltsbegleitgesetz. 

Kürzungen und Sparmaßnah- 
men im konsumtiven Bereich 

(die Ausgaben müssen an 

die stagnierenden Einnah- 
men angepasst werden), Sub- 
ventionsabbau und schnelle 
Strukturreformen. Mit dem 
Schönrechnen Eichels mus5 

endgültig Schluss sein. 

i6|04 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Dietrich Austermann ist 
der haushaltspolitische Frak- 
tionsprecher und Steffen 

Kampeter ist der Obmann im 
Haushaltsausschuss der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Union steht fest 
zum Europäischen 

Stabilitätspakt 

Stellungnahme anlässlich 
der Diskussion zur erneut 
drohenden Verletzung der 
Maastricht-Kriterien durch 
Deutschland in 2005: 

Die Union steht fest zum 
Europäischen Stabilitätspakt 
und zum Erfordernis der 
strikten Einhaltung der Maa- 
stricht-Kriterien, mit denen 
die laufende Verschuldung 
auf höchstens 3,0 % des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
Und die Gesamtverschul- 
dung auf 60 % des BIP be- 

grenzt werden. 
Ausdrückliches Ziel des 

Maastricht-Vertrages ist es 
s°gar, ausgeglichene Haus- 
halte vorzulegen. 

Die Koalition hat es ver- 
säumt, in konjunkturell bes- 
seren Zeiten zu sparen. Intel- 
''gentes Sparen über ein 

Haushaltssicherungsgesetz 
'st dringend angesagt. Kon- 
sumtive Ausgaben des Staa- 
es sind bereits im laufenden 
Haushalt konsequent, zügig 
Ur,d   nachhaltig  zurück zu 
Ur,ren, um Freiraum für In- 

vestitionen und eine Entla- 
stung der Bürger auch durch 
eine große Steuerreform zu 
schaffen. 

Die Schuldenmacherei 
von SPD und Grünen ist ein 
unverantwortlicher Rück- 
griff in die Mottenkiste von 
Rezepten der 70er Jahre, ein 
Angriff auf die Gestaltungs- 

fähigkeit der Politik sowie 
auf die Zukunftschancen der 
nächsten Generation. Sie ist 
ein Angriff auf die Verfas- 
sungsmäßigkeit des Bundes- 
haushalts, die Grundfesten 
der europäischen Strukturen 
und die Stabilität des Euro. 

Deutschland braucht um- 
gehend moderne, zukunfts- 
orientierte, verantwortungs- 
volle Strukturreformen auf 

dem Arbeitsmarkt, in den so- 
zialen Sicherungssystemen 
und im Steuerrecht. Die Uni- 
on hat hierzu weit gehende, 
konkrete Vorschläge ge- 
macht und in den Deutschen 
Bundestag eingebracht. 

Konsolidierung muss über 

strukturelles Wachstum er- 
reicht werden. 

Rot-Grün setzt die Prio- 
ritäten grundlegend falsch, 
wenn sie jetzt einseitig auf 

zusätzliche Verschuldung 
und staatliche Ausgabenpro- 
gramme setzen. Von weite- 
ren grundlegenden Refor- 
men möchte die Regierung 
ganz offenbar in der zweiten 
Hälfte der Legislaturperiode 
nichts mehr wissen. Die bis- 

Michael Meiste 

herigen Reformen waren 
dermaßen mit handwerkli- 
chen Fehlern belastet, dass 
Rot-Grün nun vor dem Hin- 
tergrund der katastrophalen 
demoskopischen Umfragen 
der Mut verlassen hat. Mit 

Rot-Grün ist derzeit kein 
Staat zu machen. 

Michael Meister ist der 
finanzpolitische Fraktions- 
sprecher. 

Preisstabilität in 
EU-Verfassung 

Erklärung zur Schuldenpo- 

litik der Bundesregierung 
und zur Zukunft des euro- 
päischen Stabilitätspaktes: 

Bei den Schlussberatun- 
gen zur Verfassung muss das 
„inflationsfreie Wachstum" 
als EU-Ziel in Artikel I - 3 
verankert werden. Die Preis- 
stabilität ist seit 1957 an 
zentraler Stelle in den eu- 
ropäischen Verträgen fest- 
geschrieben. Im Konvent ist 
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sie bedauerlicherweise ge- 
gen den heftigen Wider- 
stand von CDU und CSU aus 
den Zielen der Europäischen 
Union entfernt worden. Jetzt 
sollte der Warnschuss der 
EZB ernst genommen und 
die Preisstabilität gemein- 
sam mit dem Wachstum zu 
den wirtschaftlichen Zielen 
der Europäischen Union auf- 

genommen werden. 
Jetzt, da die Fiskalscharla- 

tanerie eines Oskar Lafontai- 
ne mit Macht zurückkehrt 
und Wirtschaftspolitik durch 
Verschuldung betrieben wird, 
ist ein Stabilitätsanker in der 
Verfassung von allerhöchster 
Bedeutung. Wer die Wirt- 
schaftspolitik mit Staatsver- 
schuldung betreibt, verhält 
sich wie ein Feuerwehrmann, 
der mit Öl versucht, ein Feuer 
zu löschen. Nur eine feste 
Verfassungsbestimmung 
kann das endgültige Aus des 

Stabilitätspaktes und damit 
eine ungehemmte Verschul- 
denspolitik noch verhindern. 

Peter Hintze ist der eu- 
ropapolitische Fraktionsspre- 
cher. 

SPD-Innovationskam- 
pagne kommt über 

Gerede nicht hinaus 

Erklärung zum Innovati- 
onskongress der SPD-Bun- 
destagsfraktion: 

Die Innovationskampag- 
ne von Bundeskanzler Schrö- 

der ist auch fünf Monate 
nach ihrem Start über Gere- 
de nicht hinausgekommen. 

Sie besteht im Wesentli- 
chen aus: 
• Werbesprüchen. Ein In- 
novationskongress der SPD 
folgt dem nächsten. Keine 
Woche ohne Reden über In- 
novationen. Allein es fehlen 
die Taten. 
• Schönrechnen von For- 
schungsausgaben: Die Bun- 
desregierung prahlt bei je- 
der Gelegenheit, dass sie 
die Forschungs- und Ent- 
wicklungsausgaben erhöht 
hat. Nach eigenen Angaben 
waren es im Zeitraum von 
1998 bis 2003 allerdings ins- 
gesamt nur 12,4 Prozent. In 
diesem Jahr wird der Haus- 
halt des BMBFs um fast eine 
Viertel Milliarde Euro er- 
leichtert. Die Forschungsor- 
ganisationen erhalten zwar 
einen 3%igen Aufwuchs, 
werden dafür faktisch aber 
von   der   Projektförderung 

ausgeschlossen. Rechte Ta- 
sche, linke Tasche... 
•   Ungedeckten Schecks: 
Woher das Geld für die mit 
markigen Worten angekün- 
digten Milliarden-Program- 

men für Hochschule und 
Forschung kommen soll, 
weiß niemand. Im Haushalt 
der Bundesministerin Bul- 
mahn ist davon nichts zu se- 
hen. Noch nicht einmal das 
Aufholen des diesjährigen 

Fehlbetrags ist sicher. 
Der ständige Verweis auf 

die Eigenheimzulage ist eine 
Farce. Wofür sollte sie nicht 
alles schon ausgegeben wer- 
den. Wenn Kanzler Schröder 

Mittel für Forschung und In- 
novation haben will, dann 
muss er endlich wahr ma- 
chen, was er immer wieder 
ankündigt: Vergangenheits- 
subventionen in Zukunftsin- 
vestitionen umzuwandeln. 

Der Vorschlag der Union 
liegt auf dem Tisch: 5 Mrd. 
Euro aus den Steinkohlesub- 

ventionen. 
Genauso wichtig ist die 

Schaffung günstiger Rah- 
menbedingungen, denn die 

Unternehmen sind demoti- 
viert. Sie forschen kaum noch 
im Inland, verlagern ihre Ak- 
tivitäten ins Ausland. Bei uns 
wird durch Rot-Grün Technik 
kaputtgemacht. Der Entwurf 
zum Gentechnikgesetz zielt 
aufdie Verhinderung der An' 

wendung der Grünen Gen- 
technik ab. Die Chemikalien- 
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Katherina Reiche 

Politik der EU läuft aus dem 

Ruder die deutsche Regie- 
rung schaut zu. Wenn sie 
Realität wird, sind plastisch 
gesprochen alle deutschen 
Chemielabore rund ein Jahr 
toit formalen Nachuntersu- 
chungen beschäftigt. Und 
auch mit dem Ausstieg der 
Kernenergie und der Kernen- 
ergieforschung verabschie- 
det sich Deutschland von 
Nichtigem technologischem 
Know-How. 

Bürokratie und Kosten 
nehmen täglich zu. Das rot- 
grüne Projekt der Ausbil- 
dungsplatzabgabe zieht schät- 
ZlJngsweise allein 170 Mio. 
Euro Verwaltungskosten im 
Janr nach sich; Geld, was lo- 

S'scherweise nicht mehr für 
Wirtschaftskraft und Inno- 
vationen in Deutschland zur 
Verfügung steht. 

Wir brauchen keine SPD- 
nr>ovationskongresse mehr, 

ke'ne Innovationsbüros und 
Keine Versprechungen. Wir 
brauchen endlich einen Kraft- 

akt in der Forschungsfinan- 
zierung und gute Rahmenbe- 
dingungen für innovative Un- 

ternehmen in Deutschland. 
Katherina Reiche ist die 

forschungspolitische Frakti- 
onssprecherin. 

Quantität ersetzt 
keine Qualität! 

Stellungnahme zur heuti- 
gen Erklärung von Bundes- 
bildungsministerin Edel- 
gard Bulmahn nach einem 
Jahr Ganztagsschulbaupro- 
gramm: 

Es ist nicht überraschend, 
daß alle Bundesländer an 
den Fördermitteln des Bun- 

des teilhaben wollen. Von 
10.000 neuen Ganztagsschu- 
len, die die Bundesregierung 
versprochen hat, ist indes 
keine Rede mehr. Vielen be- 
stehenden Schulen wurde 
einfach ein neues Label auf- 
geklebt. Viele Fragen blei- 
ben bis heute offen: 

Heißt Ganztagsschule 
mehr Lernzeit für Schüler, 
mehr pädagogische Betreu- 
ung, mehr Raum für kreati- 
ven und anspruchsvollen 
Unterricht? Oder bleibt es in 

vielen Fällen nicht einfach 
bei länger geöffneten Schul- 
toren, bei ausgeweiteten An- 
wesenheitspflichten für die 
Lehrkräfte und kleinen Ko- 
operationsverträgen mit Ver- 
einen? 

Maria Böhmer 

Richtig rund läuft das Bul- 
mahnsche Programm nicht. 
Nicht ohn<; Grund kritisiert 
die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft in Berlin, 
dass der rotrote Senat das 
Bulmahnsche Ziel, Grund- 
schulen zu Ganztagsschulen 
zu machen, mit einer Billiglö- 
sung auf dem Rücken von 
Lehrern und Kindern ver- 
wirklichen will. 

In Berlin wie andernorts 
ist festzustellen, dass im Ge- 
genzug zu einem Mehr an 

Ganztagsschulangeboten 
umgehend andere Betreu- 
ungsangebote gestrichen wer- 
den. Es fehl: an Qualität. Nur 
die Zahl der Schulen zu er- 

höhen, ohne auch ihre perso- 
nelle und infrastrukturelle Aus- 
stattung ansonsten zu ver- 
bessern, hilft weder Kindern 
noch Eltern und Lehrern. 

Maria Böhmer ist die für 
die Bereiche Bildung und 
Forschung zuständige stell- 
vertretende Fraktionsvorsit- 
zende. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Broschüre 
„Damit Deutschland wieder 
oben mitspielt" 

Bestell-Nummer: H136 
Preis je 100 Stück: 12,00 € 

inkl. MwSt: 12,84 € 

Leporello 
„Das will die CDU für 
Europa" - Europamanifest 

Bestell-Nummer: H137 
Preis je 200 Stück: 7,00 € 
inkl. MwSt: 7,49 € 

BESTELLUNG MATERIALIEN 
GRUNDAUSSTATTUNG 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Marketings Interne Kommunikation 

Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin 

Fax: 030 22070-389 

Folder „Ganz einfach: 
Briefwahl" 

Bestell-Nummer: H141 
Preis je 250 Stück: 5,00 € 

inkl. MwSt: 5,35 € 

Folder „EU-Erweiterung" 

Was erwartet 
Deutschland?" 

Bestell-Nummer: H142 
Preis je 250 Stück: 12,00 

inkl. MwSt: 12,84 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

- Wevte Werbewfttel - 

CDU-ID-Band 

Bestell-Nummer: 
Preis je 20 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt.: 17,40 € 

Spielkarten 
„Französisches Bild" 

Bestell-Nummer: 9540 
Preis je 50 Stück: 29,00 € 

inkl. MwSt.: 33,64 € 

Spielkarten 
„Deutsches Bild" 

Bestell-Nummer: 9507 

Preis je 50 Stück: 29,00 € 
inkl. MwSt.: 33,64 € 

Blumendose: Blumensamen - Mittagsgold/Gazanie - 

Züchten Sie sich Ihre Blume selbst - direkt aus der Dose. 
Alles was die Pflanze braucht, ist schon in der Dose enthalten. 
Sie brauchen nur noch Wasser dazugeben (Pflegeanleitung 

liegt bei). 

Bestell-Nummer: 9118 
Preis je 50 Stück: 10,50 € 

inkl. MwSt.: 12,18 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Erfurt jüx «lie iurof<iw<ikl! 

Europa Sonnenschirm, ohne Fuß 
Durchmesser 180cm 

Bestell-Nummer: 0! 
Preis je Stück:' 
inkl. MwSt.: 4' 

com *- 

I 

CDU-Europacap 

Bestell-Nummer 9- 
Preis je Stück: 
inkl. MwSt: 2, 

Euro-Sammelalbum 
12 Euro-Länder/96 Münzen.Einfach die einzelnen Münzen in die passenden Stanzungen drücken. 

Bestell-Nummer: 9021 
Preis je Stück:^m    $jio € 
inkl.MwSt.:9,8#E        7 ,&4 € 

Euro-Malbuch 

Bestell-Nummer: 9i 
Preis je 25 Stück: 
inkl. MwSt.: 8,12 

Rückseite 

^00^   SJIO € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Sommerpack 

Der ideale Begleiter für einen Ausflug. Bestehend aus: Stoff- 
beutel, eine Thermoskanne mit zwei Bechern. 

Bestell-Nummer: 9025 
Komplettpreis: 6,00 € 

inkl. MwSt: 6,96 € 

Alle Artikel sind auch einzeln zu bestellen: 

Stoffbeutel 
Er ist mehr als nur ein Beutel. Durch die beiden seitlich zusammenzieh 
baren Kordeln, kann man ihn auch als Rucksack tragen. Sehr geeignet 
ür Informationsmaterialen und Streuartikeln bei Canvassingaktionen. 

Bestell-Nummer:9026 
Preis je 5 Stück: 7,50 € 
lr*l. MwSt.: 8,70 € 

Becher-Set 
Set besteht aus 4 Kunst- 
stoffbechern in gelb, orange 
hel|blau und grün. 

Jkstell-Nummer: 9028 
reisjelSet:4,40€ 

lnkl-MwSt: 5,10 € 

Thermoskanne 

Kunststoffgehäuse, 
Thermosinnenteil aus 
Glas für 0,25 I Inhalt. 

Bestell-Nummer: 9027 
Preis je    1 Stück: 3,60 € 
inkl. MwSt: 4,18 € 

l6l°4» 



Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

Bestell-Nummer:0913 
Preis je 500 Stück: 18,00 € 
inkl. MwSt.: 20,88 € 

DIN Al, Bestell-Nummer: 8451 
Preis je 50 Stück: 18,00 € 
inkl. MwSt: 20,88 € 

DIN A0, Bestell-Nummer: 8452 
Preis je 50 Stück: 3( 
inkl. MwSt.: 34,80 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

cdu-shop@bertelsmann.de 


